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n SACHVERHALT

Nach dem vorl�ufigen Scheitern der L�nderfusion Berlin/Brandenburg sind die f�r den Unterhalt
der �ffentlichen Fuhrparks beider L�nder zust�ndigen Stellen zun�chst jeweils in privatrechtlicher
Form als sog Mobilit�tszentren umstrukturiert und in privatrechtlicher Form als »Fuhrpark Manage-
ment Berlin GmbH« sowie »Fuhrpark Management Brandenburg GmbH« organisiert worden. Beide
Gesellschaften sind jeweils zu 100 % in dem jeweiligen Landesbesitz. Gesch�ftsf�hrer ist jeweils
der Verkehrsstaatssekret�r.

Um die den Anlass f�r diesen Schritt gebenden Ziele (Kostensenkung durch Verringerung der
Fahrleistung infolge effektiveren Fahrzeugeinsatzes) noch besser und weitergehender realisieren
zu k�nnen, gr�ndeten die »Fuhrpark Management Berlin GmbH« sowie die »Fuhrpark Management
Brandenburg GmbH« gemeinsam eine Gesellschaft b�rgerlichen Rechts, n�mlich die »Berlin/Bran-
denburg Mobil GbR« (BBM GbR), deren Zweck ausschließlich darin besteht, das gemeinsame Ver-
m�gen, welches durch die jeweilige Fahrzeugflotte repr�sentiert wird, zu verwalten. Die Anteile an
der Berlin/Brandenburg Mobil GbR liegen zu jeweils 50 % bei den genannten Gr�ndern. Allein-
vertretungsberechtigter Gesch�ftsf�hrer ist Herr ORR Olaf Wechlecker.

Das in Berlin-Mitte ans�ssige Unternehmen des Einzelkaufmanns Kuno Anreißer, der mit Navi-
gationstechnik handelt, �bersandte der BBM GbR insg 500 Navigationsger�te aus der Produktion
des Herstellers NaviFranz AG, die auch eine satellitengest�tzte Ortung erm�glichen. In dem der
Warenlieferung beigef�gten Schreiben teilte Herr Anreißer ua mit, dass die Ware zum Sonderpreis
von nur 300 Euro pro St�ck angeboten werde. Bei Nichtgefallen k�nne die Ware kostenfrei binnen
einer noch zu vereinbarenden Frist zur�ckgeschickt werden. Andernfalls bleibe die Ware bis zur
vollst�ndigen Bezahlung sein Eigentum.

Die Ger�te sind zum Einbau in die Fahrzeuge der jeweiligen Fuhrparks geeignet. Da Herr
Wechlecker, der die Ger�te pers�nlich ausgepackt und inspiziert hatte, und seine Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter �ber diese freundliche »Gabe« durchaus erfreut waren, informierte Herr Wech-
lecker die jeweiligen Gesch�ftsf�hrer der betreffenden Fuhrpark GmbH der L�nder Berlin und Bran-
denburg und bat unter Darlegung der gesamten Einzelheiten der �bersendung der Navigations-
ger�te um Zustimmung, dass die Ger�te bestimmungsgem�ß eingebaut werden k�nnten. Nachdem
die erbetene Zustimmung jedoch einstimmig abgelehnt worden war, weil der Zusatzaufwand f�r
die Anschaffung der erforderlichen Software zu hoch erschien und die �berschießende Kontroll-
dichte unerw�nscht war, ließ Herr Wechlecker die 500 Ger�te zun�chst in dem Fahrzeugdepot in
Berlin-Mitte, Leipziger Str 107, lagern.

Zwei Monate sp�ter baten die zust�ndigen Staatssekret�re der L�nder Berlin und Brandenburg
im Wege einer dienstlichen Anweisung jeweils um �berlassung von 250 der betreffenden Naviga-
tionsger�te, um diese den �rtlichen Verkehrsbetrieben (jeweils nicht rechtsf�hige Eigenbetriebe)
zu �berlassen. Dieser »Bitte« kam Herr Wechlecker unverz�glich nach, nicht um das Risiko und die
weitere Lagerung der Ger�te in seinem Verantwortungsbereich zu beenden, sondern allein weil er
sich wegen der Anweisung hierzu berechtigt und verpflichtet f�hlte. Sodann wurden die Naviga-
tionsger�te ihrer technischen Bestimmung gem in die Linienbusse der beteiligten Verkehrsbetriebe
jeweils fahrzeugspezifisch fest eingebaut, verkabelt und kalibriert, obwohl diese Ausstattung der
Omnibusflotte bisher keineswegs dem Bundesstandard der �ffentlichen Verkehrsbetriebe ent-
spricht.

Nachdem diese Einbau-Aktion beendet war, meldete sich Herr Anreißer bei Herrn Wechlecker
und forderte die Bezahlung nach Maßgabe der Lieferung oder aber die R�ckgabe der Ger�te.

In seinem Antwortschreiben teilte Herr Wechlecker s�mtliche Umst�nde mit und lehnte die
Herausgabe namens der BBM GbR ab. Darauf hin k�ndigte Herr Anreißer die Einleitung rechtlicher
Schritte an.

Die beteiligten Fuhrpark Gesellschaften der L�nder Berlin und Brandenburg bitten um Erstel-
lung eines Gutachtens �ber m�gliche Rechtsanspr�che.
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Aufgaben

1. Erstellen Sie ein Rechtsgutachten, in welchem Sie zu der soeben aufgeworfenen Frage Stellung
nehmen. Er�rtern Sie dabei, ob und wenn ja welche Anspr�che seitens des Herrn Anreißer gegen-
�ber der BBM GbR bestehen, auch wenn jegliche Zahlung verweigert wird.

2. Abwandlung: Die Fuhrpark Management Berlin GmbH hat an die BBM GbR nach Erteilung der
Anweisung zum »Verkauf« und der weisungsgem�ß erfolgten �berlassung der 250 Navigations-
ger�te an sie 25 000 Euro gezahlt. Kann Herr Anreißer unter diesen Umst�nden andere Anspr�che
gegen die BBM GbR geltend machen? Bedarf es dazu evtl weiterer Erkl�rungen seinerseits?

3. Abwandlung: Unterstellen Sie, dass die Navigationsger�te nach wie vor bei der BBM GbR
lagern. Die von Herrn Anreißer gelieferten Navigationsger�te waren ihm selbst vom Hersteller
NaviFranz AG unter Eigentumsvorbehalt zwecks Vermarktung geliefert worden und Herr Anreißer
hatte den Kaufpreis noch nicht bezahlt. Besteht unter diesen Umst�nden ein Herausgabeanspruch
gegen�ber der BBM GbR?

n L�SUNG

Frage 1)

A) Anspr�che des Herrn Anreißer gegen die BBM GbR

I. Vertraglicher Erf�llungsanspruch

Aus § 433 II BGB kann sich ein Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises iHv 300 E pro Navigations-
system (= 150 000 E) ergeben.

Voraussetzung f�r den Anspruch auf Kaufpreiszahlung ist das Bestehen eines wirksamen
Kaufvertrages. Bereits das Zustandekommen eines Vertrages zwischen Herrn Anreißer und der
BBM GbR, vertreten durch Herrn Wechlecker, ist problematisch.

Vertr�ge kommen durch �bereinstimmende Willenserkl�rungen, dem Antrag und einer ent-
sprechenden Annahme zustande, §§ 145 ff BGB. Sowohl Angebot als auch Annahme k�nnen
ausdr�cklich oder konkludent erkl�rt werden.

1. Antrag auf Abschluss eines KaufvertragesVertragsschluss

Indem Herr Anreißer der BBM GbR die 500 Navigationsger�te unter Beif�gung seines Begleitschrei-
bens �bersandte, gab er zweifelsfrei ein Angebot auf Abschluss eines Kaufvertrages ab, denn
hierdurch wollte er als Gegenleistung f�r die dauerhafte �berlassung der Ware das zum Ausdruck
gebrachte Entgelt beanspruchen k�nnen.

Annahme des Angebots durch die BBM GbR

a) Ausdr�ckliche Annahmeerkl�rung
Eine ausdr�ckliche Annahme der Offerte liegt nicht vor. Auch wenn der Antragende in F�llen dieser
Art bei der Versendung unbestellter Sachen regelm�ßig auf den Zugang der Annahmeerkl�rung
verzichtet (§ 151 BGB), so f�hrt dies jedoch nicht zur Entbehrlichkeit der Annahme als solcher.

b) Konkludente AnnahmeKonkludentes Verhalten
In dem Verhalten des Repr�sentanten der BBM GbR, n�mlich des Herrn Wechlecker, der die Ge-
sellschaft als Alleinvertretungsberechtigter wirksam vertritt (§§ 709; 714 BGB; mit dem Prinzip der
Selbstorganschaft vereinbar, wenn den Gesellschaftern damit die Befugnis zur Gesch�ftsf�hrung
und Vertretung vertraglich nicht entzogen wurde, vgl Palandt-Sprau BGB, 64. Aufl, Vor § 709 Rn 3
mwN), k�nnte eine konkludente Annahme dann gesehen werden, wenn sein Verhalten – nach
Auslegung gem §§ 133, 157 BGB – einen entsprechenden Willen erkennen l�sst. Maßgebend ist
somit auf das im Anschluss an die �bersendung der Sachen erkennbar gewordene Verhalten der
Repr�sentanten der BBM GbR abzustellen. Hierbei kann – mangels weiterer Angaben – allein auf
das von Herrn Wechlecker selbst ausgehende Verhalten abgestellt werden.

(1) Bitte um Zustimmung zum Einbau der Navigationsger�te
Zwar hat Herr Wechlecker die Gesellschafter um Zustimmung zum Einbau in die Fahrzeuge der
verwalteten Fuhrparks gebeten. Diese Vorgehensweise ist jedoch f�r die hier interessierende
Annahmeerkl�rung wertneutral, denn Herr Wechlecker hat es damit gerade noch von der erbete-
nen Zustimmung Dritter abh�ngig gemacht, die Ger�te in Benutzung zu nehmen.
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